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Revidierten Rheinschiffahrtsakte 


A. Zielsetzung 

Die zunehmende Bedeutung der Sportschiffahrt ebenso wie der 
inzwischen eingetretene Fortschritt im Schiffsbau haben es erfor- 
derlich gemacht, künftig auch Schiffe mit einer Tragfähigkeit unter 
15 t in die für die Rheinschiffahrt geltenden Sicherheits- und 
Patentvorschriften einzubeziehen. 

Die veränderten wirtschaftlichen Verhältnisse zwingen ebenso wie 
die Änderungen der Wechselkurse zu einer Anhebung der Ober- 
grenzen für Geldbußen, die für Verstöße gegen die schiffahrtspo- 
lizeilichen Vorschriften auf dem Rhein gezahlt werden müssen. 

B. Lösung 

Das Zusatzprotokoll Nr. 3 regelt zum einen die Einbeziehung von 
Schiffen mit einer Tragfähigkeit von unter 15 1 in die entsprechen- 
den Sicherheits- und Patentvorschriften auf dem Rhein. Zum ande- 
ren ersetzt es den Goldfranken durch eine neue Rechnungseinheit, 
das Sonderziehungsrecht des Internationalen Währungsfonds, 
und hebt zugleich die Obergrenze für Geldbußen erheblich an. Arti- 
kel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes findet Anwendung, weil 
sich das Zusatzprotokoll Nr. 3 auf Gegenstände der Bundes- 
gesetzgebung bezieht. 

C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

keine 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

1 4 (34) - 971 02 - Rh 4/80 Bonn, den 4. März 1 980 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Ent- 
wurf eines Gesetzes zu dem Zusatzprotokoll Nr. 3 vom 17. Oktober 1979 
zu der am 17. Oktober 1868 in Mannheim Unterzeichneten Revidierten 
Rheinschiffahrtsakte mit Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbei- 
zuführen. 

Der Wortlaut des Zusatzprotokolls in deutscher und französischer Sprache 
sowie die Denkschrift zum Zusatzprotokoll sind beigefügt. 

Federführend ist der Bundesminister für Verkehr. 

Der Bundesrat hat in seiner 483. Sitzung am 29. Februar 1980 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetz- 
entwurf keine Einwendungen zu erheben. 


Schmidt 
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Entwurf eines Gesetzes 

zu dem Zusatzprotokoll Nr. 3 vom 17. Oktober 1979 
zu der am 17. Oktober 1868 in Mannheim Unterzeichneten 
Revidierten Rheinschiffahrtsakte 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Dem in Straßburg am 1 7. Oktober 1 979 von der Bun- 
desrepublik Deutschland Unterzeichneten Zusatzproto- 
koll Nr. 3 zu der am 17. Oktober 1868 in Mannheim 
Unterzeichneten Revidierten Rheinschiffahrtsakte 
(BGBl. 1 969 II S. 597) wird zugestimmt. Das Zusatzpro- 
tokoll Nr. 3 wird nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern das 
Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes feststellt. 

Artikel 3 

(1 ) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Zusatzprotokoll Nr. 3 nach 
seinem Artikel V für die Bundesrepublik Deutschland in 
Kraft tritt, ist im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 


Begründung zum Vertragsgesetz 
Zu Artikel 1 

Auf das Zusatzprotokoll Nr. 3 findet Artikel 59 Abs. 2 
Satz 1 des Grundgesetzes Anwendung, weil es sich auf 
Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 


Zu Artikel 2 

Das Zusatzprotokoll soll auch auf das Land Berlin 
Anwendung finden; das Gesetz enthält daher die übliche 
Berlin-Klausel. 


Zu Artikel 3 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfor- 
dernis des Artikels 82 Abs. 2 Satz 1 des Grundgeset- 
zes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Zusatzpro- 
tokoll Nr. 3 nach seinem Artikel V für die Bundesrepublik 
Deutschland in Kraft tritt, im Bundesgesetzblatt 
bekanntzugeben. 

Schlußbemerkung 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Ausfüh- 
rung des Gesetzes nicht mit Kosten belastet. 
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Zusatzprotokoll Nr. 3 
zu der Revidierten Rheinschiffahrtsakte 

Protocole additionnel n° 3 
ä la Convention revisee pour la navigation du Rhin 


Die Bundesrepublik Deutschland, 
das Königreich Belgien, 
die Französische Republik, 

das Vereinigte Königreich Großbritannien und Nordirland, 
das Königreich der Niederlande, 
die Schweizerische Eidgenossenschaft, 

überzeugt von der Notwendigkeit, bestimmte Vorschriften 
der Revidierten Rheinschiffahrtsakte vom 17. Oktober 1 868 in 
der Fassung vom 20. November 1963 an die Fortentwicklung 
des Rechts und die derzeitigen Erfordernisse des Verkehrs 
anzupassen; 

in der Erwägung, daß hierzu: 

- insbesondere infolge der Aufgabe der offiziellen Goldparität 
eine einheitlichere und angemessenere Ahndung der Zuwi- 
derhandlungen gegen die Schiffahrts- und Schiffahrtspoli- 
zeivorschriften möglich sein muß; 

- bestimmte, derzeit nicht erfaßte Arten von Fahrzeugen den 
Sicherheitsbestimmungen des Artikels 22 der vorgenannten 
Akte sowie der Vereinbarung über die Ordnung, betreffend 
die Rheinschifferpatente vom 14. Dezember 1922, unter- 
worfen werden soilten; 


haben folgendes vereinbart: 

Artikel I 

Artikel 23 der Revidierten Rheinschiffahrtsakte vom 
17. Oktober 1868 wird durch einen neuen Artikel 23 ersetzt, 
der wie folgt lautet: 

„Die Zentralkommission bestimmt in den Ausführungsver- 
ordnungen zu Artikel 22 dieser Akte sowie zu der Vereinba- 
rung über die Ordnung, betreffend die Rheinschifferpatente 
vom 14. Dezember 1922, die Arten von Fahrzeugen, die ganz 
oder teilweise vom Anwendungsbereich dieser Verordnungen 
ausgenommen werden.“ 

Artikel 1 Absatz 2 der Vereinbarung über die Ordnung, 
betreffend die Rheinschifferpatente vom 14. Dezember 1922, 
sowie Nummer 6 des Schluß-Protokolls der Revidierten Rhein- 
schiffahrtsakte vom 17. Oktober 1868 werden aufgehoben. 


La Republique föderale d’AIIemagne, 
le Royaume de Belgique, 
la Republique Frangaise, 

le Royaume-Uni de Grande-Bretagne et d’lrlande du Nord, 
le Royaume des Pays-Bas, 

* la Confederation Suisse, 

convaincus de la necessite d’adapter ä l’evolution du droit et 
aux exigences actuelles dans le domaine des transports cer- 
taines prescriptions de la Convention revisee pour la naviga- 
tion du Rhin du 17. octobre 1868 dans sa teneurdu 20 novem- 
bre 1963, 

considerant qu’ä cet effet: 

- il importe, ä la suite notamment de l’abandon de la parite 
officielle de l’or, de permettre une repression plus uniforme 
et plus adaptee des infractions aux prescriptions relatives 
ä la navigation et ä la police fluviale; 

- il convient de soumettre aux dispostions touchant ä la 
securite de la navigation prevues par rarticle22 de la 
Convention susdite ainsi que par la Convention du 
14 decembre 1922 relative au regime des patentes de 
batelier du Rhin certaines categories de bätiments non 
visees actuellement; 

sont convenus de ce qui suit: 

Article I 

L’article 23 de la Convention revisee pour la navigation du 
Rhin du 1 7 octobre 1 868 est remplace par un nouvel article 23 
libelle comme suit: 

«La Commission Centrale determine dans les reglements 
pris en execution de l’art. 22 de la presente Convention ainsi 
que de la Convention du 1 4 decembre 1 922 relative au regime 
des patentes de batelier du Rhin, les categories de bätiments 
exclues totalement ou partiellement du champ d’application 
desdits röglements.» 

L'article premier, deuxieme alinea de la Convention du 
1 4 decembre 1 922 relative au regime des patentes de batelier 
du Rhin ainsi que le Chiffre 6 du protocole de clöture de la 
Convention revisee pour la navigation du Rhin du 17 octobre 
1 868 sont abroges. 
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Artikel II 

Artikel 32 der Revidierten Rheinschiffahrtsakte vom 
17. Oktober 1868 wird wie folgt geändert: 

Die Worte „sollen mit Geldbußen von zehn bis 600,- Gold- 
franken mit einem Gewicht von 1 0/31 g und mit einem Feinge- 
halt von 0,900 bestraft werden” werden durch die Worte 
ersetzt 

„werden mit Geldbußen geahndet, deren Mindestbetrag dem 
Wert von drei und deren Höchstbetrag dem Wert von 2 500 
Sonderziehungsrechten des Internationalen Währungsfonds 
entspricht, die in die Landeswährung des Staates umgerech- 
net werden, dessen Verwaltung die Strafe verhängt oder des- 
sen Gericht angerufen wird.“ 

Artikel 32 der genannten Akte wird folgender Absatz 2 ange- * 
fügt: 

„Der in Sonderziehungsrechten ausgedrückte Wert der 
Landeswährung eines Staates, der Mitglied des Internationa- 
len Währungsfonds ist, wird nach der Bewertungsmethode 
errechnet, die der Internationale Währungsfonds bei seinen 
Operationen und Transaktionen anwendet. Für einen Staat, 
der nicht Mitglied des Internationalen Währungsfonds ist, wird 
dieser Wert auf die von diesem Staat bestimmte Weise 
berechnet, jedoch so, daß die sich hiernach ergebenden 
Beträge in der Landeswährung soweit wie möglich dem glei- 
chen wirklichen Wert entsprechen, wie er in Sonderziehungs- 
rechten ausgedrückt wird.“ 

Artikel III 

Artikel 37 der Revidierten Rheinschiffahrtsakte vom 
17. Oktober 1868 wird wie folgt geändert: 

In Absatz 1 werden die Worte „Beträgt der Gegenstand der 
an das Gericht gestellten Anträge mehr als 50 Goldfranken mit 
einem Gewicht von 10/31 g und mit einem Feingehalt von 
0,900“ durch die Worte ersetzt 

„Entspricht der Gegenstand der an das Gericht gestellten 
Anträge einem Wert von mehr als 20 Sonderziehungsrechten 
im Sinne des Artikels 32“, 

Die Worte „vier Wochen“ in Absatz 3 werden durch die 
Worte „von 30 Tagen“ ersetzt. 


Artikel IV 

Dieses Zusatzprotokoll bedarf der Ratifikation. 

Die Ratifikationsurkunden sind im Sekretariat der Zentral- 
kommission zwecks Verwahrung in deren Archiv zu hinterle- 
gen. 

Der Generalsekretär veranlaßt die Aufnahme eines Proto- 
kolls über die Hinterlegung der Ratifikationsurkunden; er über- 
mittelt jedem Unterzeichnerstaat eine beglaubigte Abschrift 
der Ratifikationsurkunden sowie des Hinterlegungsprotokolls. 


Artikel V 

Dieses Zusatzprotokoll tritt am ersten Tag des zweiten 
Monats nach der Hinterlegung der sechsten Ratifikationsur- 
kunde im Sekretariat der Zentralkommission in Kraft. Der 
Generalsekretär unterrichtet hiervon die anderen Unterzeich- 
nerstaaten. 

Artikel VI 

Dieses Zusatzprotokoll ist in einer Urschrift in deutscher, 
französischer und niederländischer Sprache abgefaßt; im Falle 
von Abweichungen ist der französische Wortlaut maßgebend; 
es wird im Archiv der Zentralkommission hinterlegt. 

Jedem Vertragsstaat wird eine vom Generalsekretär 
beglaubigte Abschrift übermittelt. 


Article II 

L’article 32 de la Convention revisee pour la navigation du 
Rhin du 17 octobre 1868 est modifie comme suit: 

Les termes «seront punies d’une amende de dix ä 600 
francs-or d’un poids de 10,31 de gramme au titre de 0,900» 
sont remplaces par les termes: 

«seront punies d’une amende d’un montant correspondant au 
minimum ä 3 et au maximum ä 2 500 Droits de tirage speciaux 
sur le Fonds monetaire international convertis dans la mon- 
naie nationale de l’Etat dont releve l’administration qui pro- 
nonce la sanction ou la juridiction saisie.» 

L’alinea 2 suivant est ajoutö ä l’article 32 de la Convention 
sus-visee: 

«La valeur, en Droits de tirage speciaux, de la monnaie 
nationale d’un Etat qui est membre du Fonds monetaire inter- 
national, est calculee selon la methode d’evaluation appliquee 
par le Fonds monetaire international pour ses propres opera- 
tions et transactions. Pour un Etat, qui n’est pas membre du 
Fonds monetaire international, cette valeur est calculee de la 
fagon determinee par cet Etat de teile sorte cependant que les 
montants en resultant, exprimes en monnaie nationale, cor- 
respondent ä la meme valeur reelle, dans la mesure du possi- 
ble, que celle exprimee en Droits de tirage speciaux.» 


Article III 

L’article 37 de la Convention revisee pour la navigation du 
Rhin du 17 octobre 1868 est modifie comme suit: 

Les termes «lorsque le debat portera sur une valeur supe- 
rieure ä 50 francs-or d’un poids de 1 0,31 de gramme au titre 
de 0,900» ä l’alinea premier sont remplaces par les termes: 

«lorsque le debat portera sur une valeur superieure ä 20 Droits 
de tirage speciaux tels que definis ä l’article 32 de la presente 
Convention.» 

Les termes «quatre semaines» ä I’alinea3 sont remplaces 
par les termes «30 jours». 

Article IV 

Le present Protocole additionnel est soumis ä ratification. 

Les instruments de ratification seront deposes au Secreta- 
riat de la Commission Centrale pour etre conserves dans ses 
archives. 

Un proces-verbal du depöt des instruments de ratification 
sera dresse par les soins du Secretaire General, qui remettra 
ä chacun des Etats signataires une copie certifiee conforme 
des instruments de ratification ainsi que du proces-verbal de 
depöt. 

Article V 

Le present Protocole additionnel entrera en vigueur le Pre- 
mier jour du deuxieme mois suivant le depöt du sixieme instru- 
ment de ratification au Secretariat de la Commission Centrale. 
Le Secretaire General en informera les autres Etats signatai- 
res. 

Article VI 

Le present Protocole additionnel, redige en un seul exem- 
plaire en allemand, en frangais et en neerlandais, le texte fran- 
gais faisant foi en cas de divergences, restera depose dans les 
archives de la Commission Centrale. 

Une copie certifiee conforme par le Secretaire General en 
sera remise ä chacun des Etats Contractants. 
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Zu Urkund dessen haben die Unterzeichneten nach Hinter- En foi de quoi, les soussignes, ayant depose leurs pleins 
legung ihrer Vollmachten dieses Zusatzprotokoll unterschrie- pouvoirs, ont signe le present Protocole additionnel. 
ben. 

Geschehen zu Straßburg am 17. Oktober 1979. Fait ä Strasbourg, le 17octobre 1979. 

Für die Bundesrepublik Deutschland: 

Pour la Republique föderale d’Allemagne: 

Robert 

Für das Königreich Belgien: 

Pour la Royaume de Belgique: 

N. Erkens 

Für die Französische Republik: 

Pour la Republique Frangaise: 

G. Guillaume 

Für das Vereinigte Königreich Großbritannien und Nordirland: 

Pour le Royaume-Uni de Grande-Bretagne et d'liiande du Nord: 

Pittam 

Für das Königreich der Niederlande: 

Pour le Royaume des Pays-Bas: 

Riphagen 

Für die Schweizerische Eidgenossenschaft: 

Pour la Confederation Suisse: 

Diez 
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Denkschrift zum Zusatzprotokoll Nr. 3 

zur Revidierten Rheinschiffahrtsakte von 1868 

A. Allgemeines 

Nach der letzten großen Revision der Revidierten Rhein- 
schiffahrtsakte vom 1 7. Oktober 1 868 (Mannheimer 
Akte - MA), die am 20. November 1963 vorgenommen 
wurde, hat es sich als nötig erwiesen, die Mannheimer 
Akte in einigen Punkten an die Weiterentwicklung des 
Rechts und die derzeitigen Erfordernisse des Binnen- 
schiffsverkehrs anzupassen. Dasselbe gilt für ein aus 
der Mannheimer Akte verselbständigtes Übereinkom- 
men über die Erteilung der Schifferpatente. 

Die Änderungen betreffen 

- die Aufhebung bestimmter unterer Grenzen für die 
Schiffsgröße, die für die Anwendung von Schiffs- 
sicherheits- und Patentvorschriften maßgeblich 
waren, 

- die Anhebung der Obergrenze für Geldbußen, die bei 
Verstößen gegen die von den Uferregierungen 
gemeinsam erlassenen schiffahrtspolizeilichen Vor- 
schriften erhoben werden können, 

- die Ersetzung des Goldfrankens (Germinal-Franken) 
durch das Sonderziehungsrecht des Internationalen 
Währungsfonds, 

- die Anpassung einer Frist im Berufungsverfahren vor 
der Berufungskammer der Zentralkommission für die 
Rheinschiffahrt. 

Das Zusatzprotokoll wurde von den Vertragsstaaten der 
Mannheimer Akte in Straßburg gezeichnet. 

Vertragsstaaten sind: 
die Bundesrepublik Deutschland, 
das Königreich Belgien, 
die Französische Republik, 
das Vereinigte Königreich Großbritannien 
und Nordirland, 

das Königreich der Niederlande, 
die Schweizerische Eidgenossenschaft. 

B. Besonderes 
Zu Artikel I 

Die von den Mitgliedstaaten der Zentralkommission für 
die Rheinschiffahrt (ZKR) gemeinsam beschlossene 
Rheinschiffs-Untersuchungsordnung (BGBl. 1976 l 
S. 773, 776) bezieht Schub- und Schleppboote sowie 
Fahrgastschiffe, für die ein Regelungsbedürfnis besteht, 
ein, auch wenn ihre Wasserverdrängung unter 16 m 3 
liegt. Hierzu wird auch Artikel 23 MA geändert. 

Die gemeinsam beschlossene Rheinschifferpatentver- 
ordnung (BGBl. 1976 1 S. 757, 761) erfaßt künftig auch 
die Führer von Fahrzeugen unter 1 5 1 Tragfähigkeit oder 
1 5 m 3 Wasserverdrängung, wenn diese zum Schleppen 
oder Schieben bestimmt oder zur Beförderung von mehr 
als 12 Fahrgästen zugelassen sind. Dagegen gilt die 
derzeitige Fassung des Artikels 1 Abs. 2 der „Vereinba- 
rung über die Ordnung, betreffend die Rheinschifferpa- 
tente, welche die Artikel 15 bis einschließlich 21 des 


Vertrages vom 1 7. Oktober 1 868 und die Vereinbarung 
vom 4. Juni 1 898 zu ersetzen bestimmt ist“ (RGBl. 1 925 
II S. 147, 148) bei einer Tragfähigkeit unter 15 t nur für 
Führer von Schleppern im eigentlichen Sinn. Artikel 1 
Abs. 2 der genannten Vereinbarung wird gestrichen. 

Der neue Wortlaut des Artikels 23 MA überläßt die 
Regelung der auszunehmenden Fahrzeugarten den 
Ausführungsverordnungen zu Artikel 22 MA bzw. zur 
Vereinbarung von 1922, d. h. daß künftig in der von den 
Mitgliedstaaten der ZKR gemeinsam beschlossenen 
Rheinschiffs-Untersuchungsordnung bzw. der Rhein- 
schifferpatentverordnung entsprechende Bestimmun- 
gen zu treffen sind. Dies ermöglicht eine flexiblere 
Anpassung der Vorschriften an die technische Entwick- 
lung im Schiffsbau und die zunehmende Bedeutung der 
Sportschiffahrt, für die andere Abgrenzungskriterien 
maßgebend sind als die Wasserverdrängung des Fahr- 
zeugs. 

Zu Artikel II 

Die Obergrenze für Geldbußen, die bei Verstößen gegen 
die schiffahrtspolizeilichen Vorschriften erhoben wer- 
den können, ist in der Mannheimer Akte auf 600 Gold- 
franken mit einem Gewicht von 10/31 g bei einem Fein- 
gehalt von 0,900 festgelegt. Im Jahre 1973 beantragte 
die schweizerische Delegation die Anhebung der Buß- 
geldobergrenze, um eine vernünftige Relation zwischen 
dem Bußgeldrahmen in den einzelnen Uferstaaten und 
der Grenze in Artikel 32 MA zu erreichen. Die internatio- 
nale monetäre Entwicklung in den Jahren 1 974 bis 1 978 
machte jedoch deutlich, daß ein erhöhter Goldfranken- 
Betrag nicht genügen würde, um einen einheitlichen 
Maßstab für den Wert der einzelnen Währungen auszu- 
drücken. Verwendet wird künftig an Stelle des Goldfran- 
kens das Sonderziehungsrecht (SZR) des Internationa- 
len Währungsfonds (IWF). 

Die Änderung des Artikels 32 MA enthält die Erhöhung 
des Bußgeldrahmens von umgerechnet etwa 700,- DM 
auf etwa 5 800,- DM (1 SZR = 2,31022 DM, Stand 
12.11. 1979) und den Übergang auf das SZR als 
gemeinsamen Wertmaßstab. 

Die neue Bußgeldobergrenze beruht auf einem Kompro- 
miß zwischen den unterschiedlichen Auffassungen der 
einzelnen Vertragsstaaten der Mannheimer Akte. Sie 
übersteigt zwar die in der Bundesrepublik Deutschland 
außerhalb des Rheins geltende Obergrenze für Zuwider- 
handlungen gegen allgemeine schiffahrtspolizeiliche 
Vorschriften (ausgenommen für die Beförderung 
gefährlicher Güter), die gegenwärtig 1000- DM 
beträgt; sie erreicht aber weder die für vergleichbare 
Verstöße nach § 1 5 des Seeschiffahrtsaufgabengeset- 
zes vorgesehene Bußgelddrohung von bis zu 
10 000,- DM noch die außerhalb des Rheins geltende 
Obergrenze von 100 000,- DM bei Zuwiderhandlungen 
gegen Rechtsvorschriften über die Beförderung gefähr- 
licher Güter. Auch wenn die Bußgeldobergrenze prak- 
tisch nur selten erreicht wird, ist sie dennoch ein wich- 
tiger Maßstab, auch im Verhältnis zu Ordnungswidrig- 
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keitentatbeständen im Bereich der anderen Verkehrs- 
träger. Besonders bei der Beförderung gefährlicher 
Güter ist der Bußgeldrahmen des Artikels 32 MA keine 
wirksame Abschreckung mehr, weil die wirtschaftlichen 
Vorteile einer Zuwiderhandlung die Bußgeldobergrenze 
häufig übersteigen. 

Dem Artikel 32 MA wird ein neuer Absatz 2 angefügt, in 
dem die Umrechnung des SZR in die Landeswährungen 
festgelegt ist. Satz 1 gilt für Mitglieder des IWF, Satz 2 
regelt das Berechnungsverfahren für die Schweiz, die 
nicht IWF-Mitglied ist. 

Zu Artikel III 

Die Änderung in Artikel 37 Abs. 1 betrifft lediglich den 
Ersatz des Goldfrankens durch das SZR. Die Beru- 
fungssumme selbst wurde nur geringfügig geändert. 


Der geltende Artikel 37 MA besagt, daß die Berufung 
binnen 30 Tagen nach Zustellung eingelegt (vgl. 
Absatz 2) und innerhalb von vier Wochen nach Einle- 
gung begründet (vgl. Absatz 3) werden muß. Diese Ver- 
schiedenartigkeit der Fristen hat wiederholt zu Irrtümern 
auf seiten der Berufungsparteien und zur Zurückwei- 
sung einer Anzahl von Berufungen wegen verspäteter 
Begründung geführt. 

Künftig wird für die Einlegung der Berufung und für ihre 
Begründung jeweils eine Frist von 30 Tagen gelten. 


Zu den Artikeln IV bis VI 

Diese Artikel enthalten die üblichen Ratifikations-, 
Inkrafttretens- und Sprachklauseln. 
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